
Satzung der 
 

Solidarischen Landwirtschaft Ackervielfalt eG 
in Lage-Hagen 

 
Unser Leitbild 

1. Wir erkennen als unsere Lebensgrundlage an eine hohe Biodiversität, ein intaktes Klima, intakte 
Gewässer und ein gesundes Bodenleben. Wir wollen diese natürlichen Ressourcen durch regenera-
tive Praktiken schützen und weiter aufbauen. 

2. Wir wirtschaften nach ökologischen Maßstäben und nutzen einen Bio-zertifizierten Acker. 

3. Wir verstehen uns als Mitunternehmer*innen und Kund*innen unserer SoLaWi zugleich. Wir gestal-
ten diese durch freiwilliges Engagement aktiv mit. 

4. Wir versorgen uns als Mitglieder mit frischem, vielfältigem und regional erzeugtem Gemüse und tei-
len uns das Unternehmens-, Anbau- und Ernterisiko. 

5. Wir fördern mit dem Wirken unserer Genossenschaft regenerativen Anbau von Lebensmitteln sowie 
saisonale und regionale Ernährung. 

6. Wir gestalten unsere Genossenschaft transparent, digital und partizipativ. 

7. Wir bauen und pflegen eine lebendige Gemeinschaft. 

8. Wir verstehen uns als Unternehmen, das klare und effiziente Strukturen und faire Arbeitsbedingun-
gen für unsere Mitarbeitenden schafft, um selbstbestimmtes Arbeiten im Team zu ermöglichen. 

9. Wir tragen als Mitglied des Gäa e.V. - Vereinigung ökologischer Landbau dazu bei, dass das Netz-
werk des Bio-Anbaus wächst, und halten uns an die für Mitglieder geltenden Standards und Leitli-
nien.  

10. Wir wollen unsere Genossenschaft zu einem Ort machen, an dem alle Menschen willkommen sind - 
unabhängig ihrer Nationalität, ethnischen Zugehörigkeit, Hautfarbe, Religion, Geschlechtsidentität, 
sexuellen Orientierung und/oder Behinderung. Wir wirken antisemitischen, rassistischen und ande-
ren diskriminierenden Einstellungen, Bestrebungen und Handlungen aktiv entgegen. Wir bekennen 
uns zu den Menschenrechten. 

11. Wir unterstützen Initiativen, Organisationen und Projekte aus unserer Gesellschaft, die ähnliche 
Werte und Ziele teilen wie wir. 

12. Wir sind parteipolitisch und konfessionell neutral. 
 
 
 
§ 1 Name, Sitz 
(1) Die Genossenschaft heißt Solidarische Landwirtschaft Ackervielfalt eG. 
(2) Der Sitz der Genossenschaft ist Lage-Hagen. 
 
§ 2 Zweck und Gegenstand 
(1) Die Genossenschaft bezweckt die Förderung der Wirtschaft, des Erwerbs und der kulturellen Belange 
der Mitglieder als Verbraucher*innen und Mitarbeitende mittels gemeinschaftlichen Geschäftsbetriebes. 
(2) Der Gegenstand der Genossenschaft ist 

a. die Erzeugung und der Handel landwirtschaftlicher Produkte sowie deren Lagerung, Verarbei-
tung, Vermarktung und Vertrieb. 
b. Organisation und Durchführung von Veranstaltungen zu regenerativer Landwirtschaft, solida-
rischer Wirtschaft, saisonaler, regionaler und gesunder Ernährung und gutem Essen. 
c. der Aufbau regionaler Versorgungsstrukturen. 

(3) Die Geschäfte mit Nichtmitgliedern sind zulässig.  
(4) Die Genossenschaft kann sich an anderen Unternehmen beteiligen, wenn dies der Förderung der 
Mitglieder dient. 
 
§ 3 Mitgliedschaft 
(1) Die Mitgliedschaft können erwerben:  

a) natürliche Personen,  
b) Personengesellschaften,  
c) juristische Personen des privaten oder öffentlichen Rechts. 

(2) Zum Erwerb der Mitgliedschaft bedarf es einer unbedingten schriftlichen Beitrittserklärung, über die 
der Vorstand entscheidet. Die Entscheidung wird schriftlich mitgeteilt. Mit Ausnahme der Beitrittserklä-



rung und der Kündigung, die im Original physisch eingereicht werden müssen, beinhaltet schriftlich auch 
eine Mitteilung auf elektronischem Weg und/oder per e-mail. 
 
(3) Die Genossenschaft bekennt sich zu den Grundsätzen der Menschenrechte. Wir treten antisemiti-
schen, rassistischen, völkischen sowie antidemokratischen und verschwörungsideologischen Einstellun-
gen und Verhaltensweisen aktiv entgegen. Diskriminierende und menschenverachtende Verhaltenswei-
sen gegenüber anderen Menschen, insbesondere auf Grund ihrer Nationalität, ethnischen Zugehörigkeit, 
Hautfarbe, Religion, Geschlechtsidentität, sexuellen Orientierung, Körperformen und/ oder Behinderung 
stehen im diametralen Widerspruch mit den Werten der Genossenschaft. Handlungen sowie ein Enga-
gement in Parteien und Organisationen, die dazu im Widerspruch stehen, sind mit einer Mitgliedschaft 
nicht vereinbar. Die Übereinstimmung mit den vorgenannten Grundsätzen ist Voraussetzung für die Mit-
gliedschaft in der Genossenschaft. 
 
(4) Die Mitgliedschaft endet durch 

a) Kündigung, 
b) Übertragung des gesamten Geschäftsguthabens, 
c) Tod, bzw. Auflösung einer juristischen Person oder einer Personengesellschaft oder 
d) Ausschluss. 

 
(5) Wer für die Nutzung oder Produktion der Güter und die Nutzung oder Erbringung der Dienste der 
Genossenschaft nicht oder nicht mehr in Frage kommt, kann auf seinen Antrag vom Vorstand mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrates als Fördermitglied zugelassen werden. Die Übernahme weiterer Ge-
schäftsanteile durch Fördermitglieder bedarf der Zulassung durch den Vorstand. Fördermitglieder sind in 
der Mitgliederliste als solche zu kennzeichnen. 
 
§ 4 Geschäftsanteil, Nachschusspflicht 
(1) Der Geschäftsanteil beträgt 100 € (einhundert). Er ist sofort und einmalig in voller Höhe einzuzahlen. 
Jedes Mitglied muss mindestens 2 (zwei) Geschäftsanteile übernehmen.  
(2) Die Mitglieder können bis zu 20 (zwanzig) Geschäftsanteile übernehmen. 
(3) Die Mitglieder haften nur mit ihrer Einlage. Die Mitglieder sind nicht zur Leistung von Nachschüssen 
verpflichtet.  
(4) Es ist möglich, der Genossenschaft als Fördermitglied beizutreten.  
(5) Der Geschäftsanteil ist Voraussetzung zum Erhalt eines Ernteanteils, für den ein separater monatli-
cher Beitrag zu zahlen ist. Durch Beschluss des Vorstandes mit Zustimmung des Aufsichtsrates kann 
eine Gebührenordnung für laufende Beiträge festgelegt werden. Die laufenden Beiträge werden für Leis-
tungen gefordert, die von der Genossenschaft zur Verfügung gestellt werden. 
 
 
§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder 
(1) Die Mitglieder sind berechtigt, 

a) die Leistungen der Genossenschaft zu nutzen, 
b) an der Generalversammlung teilzunehmen, 
c) rechtzeitig vor Feststellung des Jahresabschlusses durch die Generalversammlung auf ihre 
Kosten eine Abschrift des Jahresabschlusses, des Lageberichts (soweit gesetzlich erforderlich) 
und des Berichts des Aufsichtsrats zu verlangen, 
d) Einsicht in das zusammengefasste Ergebnis des Berichts über die Prüfung des Prüfungsver-
bands zu nehmen, 
e) sich an Verlangen von einem Zehntel der Mitglieder auf Einberufung der Generalversammlung 
oder Ankündigung von Beschlussgegenständen zu beteiligen, 
f) das Protokoll der Generalversammlung einzusehen und 
g) die Mitgliederliste einzusehen. 

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, 
a) die auf den Geschäftsanteil vorgeschriebenen Einzahlungen zu leisten, 
b) die Interessen der Genossenschaft in jeder Weise zu fördern, 
c) die Satzung der Genossenschaft einzuhalten und die von den Organen der Genossenschaft 
gefassten Beschlüsse auszuführen, 
d) eine Änderung ihrer Anschrift und E-Mail-Adresse binnen 14 Tagen mitzuteilen. 

 
§ 6 Kündigung 
Die Frist für die Kündigung der Mitgliedschaft oder einzelner, freiwilliger Anteile beträgt ein halbes Jahr 
zum Schluss des Geschäftsjahres. Die Kündigung bedarf der Schriftform gem. § 3 Abs. 2. 
 
§ 7 Übertragung des Geschäftsguthabens 
Jedes Mitglied kann sein Geschäftsguthaben jederzeit durch schriftliche Vereinbarung einem anderen 
ganz oder teilweise übertragen und hierdurch seine Mitgliedschaft ohne Auseinandersetzung beenden 
oder die Anzahl seiner Geschäftsanteile verringern, sofern d. Erwerber*in Mitglied der Genossenschaft 



bereits ist und das zu übertragende Geschäftsguthaben zusammen mit dem bisherigen Geschäftsgutha-
ben den Gesamtbetrag der Geschäftsanteile, mit denen d. Erwerber*in beteiligt ist oder sich zulässig 
beteiligt, nicht überschritten wird. 
 
 
§ 8 Tod / Auflösung einer juristischen Person oder Personengesellschaft 
(1) Mit dem Tod eines Mitglieds geht die Mitgliedschaft auf d. Erb*in über. Sie endet mit dem Schluss 
des Geschäftsjahres, in dem der Erbfall eingetreten ist. 
 
(2) Wird eine juristische Person oder eine Personengesellschaft aufgelöst oder erlischt sie, so endet die 
Mitgliedschaft mit dem Schluss des Geschäftsjahres, in dem die Auflösung oder das Erlöschen wirksam 
geworden ist. Im Falle der Gesamtrechtsnachfolge wird die Mitgliedschaft bis zum Schluss des Ge-
schäftsjahres durch den Gesamtrechtsnachfolger fortgesetzt. 
 
§ 9 Ausschluss 
(1) Mitglieder können zum Schluss eines Geschäftsjahres ausgeschlossen werden, wenn 

a) sie die Genossenschaft schädigen, 
b) sie die gegenüber der Genossenschaft bestehenden Pflichten trotz Mahnung unter Androhung 
des Ausschlusses nicht erfüllen, 
c) sie unter der der Genossenschaft bekannt gegebenen Anschrift dauernd nicht erreichbar sind 
d) sie die Mitgliedschaftsvoraussetzung gem. § 3 nicht mehr erfüllen oder erfüllt haben. 

 e) wenn sie zuwider des Leitbildes handeln oder gehandelt haben. 
(2) Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Das Mitglied muss vorher angehört werden, es sei 
denn, dass der Aufenthalt eines Mitgliedes nicht ermittelt werden kann. Der Beschluss, durch den das 
Mitglied ausgeschlossen wird, ist dem Mitglied vom Vorstand unverzüglich durch eingeschriebenen Brief 
mitzuteilen. Das Mitglied verliert ab dem Zeitpunkt der Absendung der Mitteilung das Recht auf Teilnah-
me an der Generalversammlung sowie seine Mitgliedschaft im Vorstand oder Aufsichtsrat. 
(3) Gegen den Ausschlussbeschluss des Vorstands kann binnen sechs Wochen nach Absendung 
schriftlich gegenüber dem Aufsichtsrat Widerspruch eingelegt werden (Ausschlussfrist). Erst nach der 
Entscheidung des Aufsichtsrats kann der Ausschluss gerichtlich angefochten werden. 
(4) Über Ausschlüsse von Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern entscheidet die Generalversamm-
lung. 
 
§ 10 Auseinandersetzung und Mindestkapital 
(1) Das Ausscheiden aus der Genossenschaft hat die Auseinandersetzung zwischen dem ausgeschie-
denen Mitglied bzw. dessen Erben und der Genossenschaft zur Folge. Die Auseinandersetzung unter-
bleibt im Falle der Übertragung von Geschäftsguthaben gem. § 7. 
(2) Die Auseinandersetzung erfolgt aufgrund des von der Generalversammlung festgestellten Jahresab-
schlusses. Das nach der Auseinandersetzung sich ergebende Guthaben ist dem Mitglied binnen sechs 
Monaten nach dessen Ausscheiden auszuzahlen. Auf die Rücklagen und das sonstige Vermögen der 
Genossenschaft hat das ausgeschiedene Mitglied keinen Anspruch. 
(3) Die Generalversammlung kann beschließen, dass beim Auseinandersetzungsguthaben Verlustvor-
träge anteilig abgezogen werden. 
(4) Ansprüche auf Auseinandersetzungsguthaben verjähren in zwei Jahren ab Fälligkeit. Die Beträge 
werden den Rücklagen zugeführt. 
(5) Bei der Auseinandersetzung gelten 90% der in der Bilanz ausgewiesenen Geschäftsguthaben der 
Genossenschaft als Mindestkapital der Genossenschaft, das durch die Auszahlung des Auseinanderset-
zungsguthabens von Mitgliedern, die ausgeschieden sind oder die einzelne Geschäftsanteile gekündigt 
haben, nicht unterschritten werden darf. Würde das Mindestkapital durch die Auszahlung des Auseinan-
dersetzungsguthabens unterschritten, so ist die Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens des 
das Mindestkapital unterschreitenden Betrages ausgesetzt, das Auseinandersetzungsguthaben aller 
ausscheidenden Mitglieder wird anteilig gekürzt. Wird das Mindestkapital wieder überschritten, werden 
die ausgesetzten Auseinandersetzungsguthaben zur Auszahlung fällig. Die Auszahlung erfolgt dann 
jahrgangsweise. 
(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für die Auseinandersetzung nach Kündigung einzelner Ge-
schäftsanteile. 
 
§ 11 Mediationsklausel 
(1) Konflikte sollen vorrangig von den beteiligten Mitgliedern selbst bzw. in den bestehenden Organen 
und Einrichtungen der Genossenschaft bearbeitet und gelöst werden. Gelingt dies nicht, sind die Mitglie-
der und Organe der Genossenschaft verpflichtet, vor der Inanspruchnahme des ordentlichen Rechts-
wegs Konflikte zur Beilegung durch Mediation zu bearbeiten. Konflikte in diesem Sinne sind Streitigkei-
ten aus dem Mitgliedsverhältnis zwischen dem Mitglied und der Genossenschaft, zwischen Organen, 
zwischen Mitgliedern und Organen oder Organmitgliedern aus oder im Zusammenhang mit dem Gesell-
schaftsverhältnis oder dieser Satzung. 



(2) Sofern über die vermittelnde Person (Mediator*in) nicht innerhalb von zehn Werktagen nach Beginn 
des Mediationsverfahrens Einigkeit erzielt wird, wird d. Mediator*in auf Antrag durch den Waage e.V. 
bestimmt. 
(3) Vor Durchführung und während des Mediationsverfahrens ist die Geltendmachung von Ansprüchen 
in einem gerichtlichen Verfahren nicht zulässig. Hiervon unberührt und jederzeit zulässig sind Verfahren 
des vorläufigen Rechtsschutzes, insbesondere zur Wahrung von sogenannten Not- oder Ausschlussfris-
ten. 
(4) Die Kosten werden anteilig von den Konfliktparteien getragen.  
 
 
§ 12 Generalversammlung  
(1) Die Generalversammlung wird durch unmittelbare Benachrichtigung sämtlicher Mitglieder in Textform 
einberufen. Die Generalversammlung wird durch den Vorstand einberufen, der Aufsichtsrat kann die Ge-
neralversammlung einberufen, wenn dies im Interesse der Genossenschaft erforderlich ist. 
(2) Die Einladung zur Generalversammlung muss mindestens zwei Wochen vor der Generalversamm-
lung in Textform erfolgen. Bei der Einberufung ist die Tagesordnung bekannt zu machen. Ergänzungen 
der Beschlussgegenstände müssen den Mitgliedern mindestens eine Woche vor der Generalversamm-
lung in Textform angekündigt werden. Die Mitteilungen gelten als zugegangen, wenn sie drei Tage vor 
Beginn der Frist an die aktuelle E-Mail-Adresse abgesendet worden sind. 
(3) Die Generalversammlung findet am Sitz der Genossenschaft statt, sofern nicht der Vorstand mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrates einen anderen Ort festlegt. Mitschnitte oder Aufnahmen der Generalver-
sammlung sind nicht zulässig. 
(4) Jede ordnungsgemäß einberufene Generalversammlung ist unabhängig von der Zahl der Teilneh-
menden beschlussfähig. 
(5) Jedes Mitglied hat eine Stimme. Die gültig abgegebenen Stimmen der Fördermitglieder dürfen nicht 
mehr als 10% der gültig abgegebenen Stimmen der anderen Mitglieder ausmachen. Das Verhältnis der 
Ja- und Nein-Stimmen der Fördermitglieder ist beizubehalten.  
(6) Die Mitglieder können schriftlich Stimmrechtsvollmacht erteilen, die auf Verlangen vorgelegt werden 
muss. Keine bevollmächtigte Person darf mehr als zwei Mitglieder vertreten. Bevollmächtigte können nur 
Mitglieder der Genossenschaft, Ehegatten, eingetragene Lebenspartner, Eltern oder Kinder eines Mit-
glieds oder Angestellte von juristischen Personen oder Personengesellschaften sein. 
(7) Die Generalversammlung beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen (einfache Stim-
menmehrheit), soweit keine größere Mehrheit bestimmt ist; Stimmenthaltungen bleiben unberücksichtigt. 
Gibt es bei einer Wahl mehr Bewerbungen als Mandate vorhanden sind, so haben alle Wahlberechtigten 
jeweils so viele Stimmen, wie Mandate zu vergeben sind. Es sind diejenigen Bewerber*innen gewählt, 
die die meisten Stimmen auf sich vereinigen (relative Mehrheit). 
(8) Den Vorsitz in der Generalversammlung führt d. Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein*ihre Stell-
vertreter*in (Versammlungsleiter*in). Durch Beschluss der Generalversammlung kann der Vorsitz einer 
anderen Person übertragen werden. D. Versammlungsleiter*in kann eine*n Schriftführer*in und erforder-
lichenfalls Stimmzähler*innen ernennen. 
(9) Die Beschlüsse werden gem. § 47 GenG protokolliert. 
 
§ 13 Virtuelle Generalversammlung 
(1) Die Generalversammlung kann als Präsenzveranstaltung mit virtueller Teilnahme (Abs. 2) oder als 
reine virtuelle Generalversammlung (Abs. 3) stattfinden. Mitschnitte der virtuellen Generalversammlung 
sind nicht zulässig. Für die virtuelle Generalversammlung gilt §12 (Generalversammlung) entsprechend, 
soweit nicht nachfolgend abweichendes geregelt ist. 
(2) Die Übertragung der Generalversammlung in Bild und Ton ist zulässig. Die Entscheidung darüber, ob 
und auf welche Weise die Generalversammlung in Bild und Ton übertragen wird, obliegt dem Vorstand 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats (elektronische Beobachtung einer Präsenzveranstaltung). Die Art und 
Weise der Übertragung ist mit der Einberufung bekannt zu machen. Der Vorstand kann mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats den Mitgliedern ermöglichen, ihre Frage- und/oder Stimmrechte im Wege elektroni-
scher Kommunikation auszuüben (elektronische Teilnahme an einer Präsenzversammlung). 
(3) Die Generalversammlung kann auch ohne physische Präsenz der Mitglieder abgehalten werden (vir-
tuelle Generalversammlung). In diesem Fall sind den Mitgliedern zusammen mit der Einberufung sämtli-
che Informationen mitzuteilen, die zur uneingeschränkten Teilnahme an der Generalversammlung benö-
tigt werden. Dazu gehören insbesondere Informationen über evtl. Zugangsdaten sowie darüber hinaus, 
auf welche Weise das Rede-, Antrags-, Auskunfts- und Stimmrecht ausgeübt werden kann und wie und 
bis wann die elektronische Stimmabgabe zu erfolgen hat. 
(4) Die Teilnahme an der virtuellen Generalversammlung kann dergestalt erfolgen, dass die technische 
Ausgestaltung eine Teilnehmer-öffentliche Zwei-Wege-Kommunikation der Mitglieder mit den Organen 
und ggf. untereinander in der Generalversammlung ermöglicht. Diese kann auch in einer dem Abstim-
mungsvorgang vorgelagerten Diskussionsphase erfolgen; in diesem Fall stellt der Beginn der Diskussi-
onsphase den Beginn der Generalversammlung dar. Die Diskussionsphase dauert mindestens eine Wo-
che, die Länge wird vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats festgelegt. 
(5) Die Zwei-Wege-Kommunikation kann durchgeführt werden als: 



a) Telefon- oder Videokonferenz, 
b) E-Mail-Diskussion oder 
c) Online-Diskussion. 

Die Abstimmungen können durchgeführt werden durch 
a) E-Mail-Abstimmungen oder 
b) Online-Abstimmungen. 

(6) Bei der Auswahl des konkreten Verfahrens haben Vorstand und Aufsichtsrat zu berücksichtigen, dass 
dieses durch angemessene technische Vorkehrungen gegen Manipulationen geschützt ist. Ergänzend 
gelten für die einzelnen Verfahren die folgenden Regeln. 
(7) Die Einberufung einer E-Mail-Diskussion erfolgt durch Nachricht an alle Mitglieder über eine Mitglie-
der-Mailing-List. Vom Vorstand ist sicherzustellen, dass die Stellungnahmen von allen Mitgliedern allen 
übrigen Mitgliedern zugehen. 
(8) Die Online-Diskussion findet geschützt in einer geschlossenen Benutzergruppe statt. Zu jedem Ta-
gesordnungspunkt werden Diskussionsbereiche eingerichtet, diese können von der Versammlungslei-
tung in Unterthemen gegliedert werden. 
(9) Bei der E-Mail-Abstimmung erhalten die Mitglieder eine Mail von der Versammlungsleitung, die den 
Antragstext, bzw. die Antragstexte enthält. Die Mitglieder antworten über die Mailing-Liste, indem sie ihre 
Stimme in der Mail, einem Formular oder bei einzelnen Anträgen in der Betreffzeile abgeben. Die Ver-
sammlungsleitung gibt die Art der Stimmabgabe vor. Außer im Falle der Telefon- oder Videokonferenz, 
bei der in Echtzeit abgestimmt wird, dauert die Stimmabgabe mindestens eine Woche. 
(10) Bei der Online-Abstimmung erfolgt die Abgabe einer Stimme durch ein elektronisches Verfahren, 
das die Transparenz und Nachprüfbarkeit einer Stimmabgabe durch die Mitglieder sicherstellt. Das kon-
krete Abstimmungsverfahren wird vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats festgelegt. 
(11) Das Protokoll der Generalversammlung muss, soweit zutreffend, um folgendes ergänzt werden: 

a) die Art und das Datum des Beginns der Diskussionsphase, 
b) die Art und den Zeitraum der Abstimmungsphase, 
c) die Namen der Mitglieder, die an der virtuellen Generalversammlung bzw. virtuell an der 
Präsenzversammlung teilgenommen haben. 

 
§ 14 Aufsichtsrat 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Generalversammlung bestimmt die An-
zahl und wählt die Mitglieder des Aufsichtsrats. Die Amtszeit dauert bis zur ordentlichen Generalver-
sammlung drei Jahre nach der Wahl. 
(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder an der Beschlussfas-
sung teilnimmt. Der Aufsichtsrat kann schriftlich, telefonisch und auf elektronischem Wege Beschlüsse 
fassen, wenn kein Aufsichtsratsmitglied diesem Weg der Beschlussfassung widerspricht. 
(3) Der Aufsichtsrat überwacht die Leitung der Genossenschaft, berät den Vorstand und berichtet der 
Generalversammlung. Dienstverträge mit Vorstandsmitgliedern werden vom Aufsichtsrat abgeschlossen. 
(4) Der Aufsichtsrat wird einzeln vertreten durch seine*n Vorsitzende*n oder durch dessen*deren Stell-
vertreter*in 
 
§ 15 Vorstand 
(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Er wird vom Aufsichtsrat bestellt. Die Amts-
zeit beträgt drei Jahre. 
(2) Der Vorstand kann vorzeitig nur von der Generalversammlung abberufen werden. Der Aufsichtsrat ist 
befugt, nach seinem Ermessen Mitglieder des Vorstands vorläufig, bis zur Entscheidung der unverzüg-
lich einzuberufenden Generalversammlung, von ihren Geschäften zu entheben. 
(3) Der Vorstand kann auch schriftlich, telefonisch und auf elektronischem Wege Beschlüsse fassen, 
wenn kein Vorstandsmitglied diesem Weg der Beschlussfassung widerspricht. Die Beschlüsse werden 
mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 
(4) Die Genossenschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder vertreten. 
(5) Der Vorstand führt die Genossenschaft in eigener Verantwortung. Er bedarf der Zustimmung des 
Aufsichtsrates für 

a) Investitionen oder Aufnahme von Krediten ab einer Summe von jeweils 10.000 €, 
b) Abschlüsse von Miet-, Pacht- oder Leasingverträgen, sowie anderen Verträgen mit wiederkeh-
renden Verpflichtungen mit einer Laufzeit von mehr als drei Jahren und/oder einer jährlichen Be-
lastung von mehr als 5.000 €, 
c) die Errichtung und Schließung von Filialen, 
d) die Gründung von Unternehmen und die Beteiligung an anderen Unternehmen, 
e) das Auslagern von Aufgaben und Tätigkeiten an externe Dienstleister oder Tochtergesell-
schaften, 
f) sämtliche Grundstücksgeschäfte, 
g) Erteilung von Prokura und 
h) die Aufstellung und Änderung der Geschäftsordnung für den Vorstand. 

(6) Der Vorstand hat mit dem Aufsichtsrat den Wirtschafts- und Stellenplan zu beraten. Er hat dem Auf-
sichtsrat mindestens vierteljährlich, auf Verlangen oder bei wichtigem Anlass unverzüglich, über die ge-



schäftliche Entwicklung der Genossenschaft zu berichten. Dabei muss er auf Abweichungen vom Wirt-
schafts- und Stellenplan eingehen. 
 
§ 16 Gemeinsame Vorschriften für die Organe 
(1) Keine Person kann für sich oder jemand anderen das Stimmrecht ausüben, wenn darüber Beschluss 
gefasst wird, ob sie oder das vertretene Mitglied zu entlasten oder von einer Verbindlichkeit zu befreien 
ist oder ob die Genossenschaft gegen sie oder das vertretene Mitglied einen Anspruch geltend machen 
soll. 
(2) Wird über Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die die Interessen eines Organmitglieds, 
dessen Ehegatt*in, eingetragene*n Lebenspartner*in, Eltern, Kinder und Geschwister oder von ihm kraft 
Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person berühren, so darf das betreffende Mitglied an der Beratung 
nicht teilnehmen. 
(3) Das betroffene Mitglied ist jedoch vor der Beschlussfassung zu hören. 
 
§ 17 Gewinnverteilung, Verlustdeckung und Rücklagen 
(1) Über den bei der Feststellung des Jahresabschlusses sich ergebenden Gewinn oder Verlust des Ge-
schäftsjahres entscheidet die Generalversammlung. 
(2) Die Generalversammlung kann einen Verlust aus Rücklagen decken oder auf neue Rechnung vortra-
gen. 
(3) Bei einem Gewinn kann die Generalversammlung nach Zuführung des erforderlichen Anteils in die 
gesetzliche Rücklage und der Verzinsung von Geschäftsguthaben den verbleibenden Gewinn in die freie 
Rücklage einstellen, auf neue Rechnung vortragen oder diesen an die Mitglieder verteilen. 
(4) Die Verteilung des Gewinns auf die Mitglieder geschieht im Verhältnis des Standes der Geschäfts-
guthaben am Schluss des vorhergegangenen Geschäftsjahres. 
(5) Eine Auszahlung von Gewinnen erfolgt erst bei vollständig aufgefüllten Geschäftsguthaben. 
(6) Der gesetzlichen Rücklage sind mindestens 20% des Jahresüberschusses zuzuführen, bis mindes-
tens 100% der Summe der Geschäftsanteile erreicht sind. 
(7) Die Mitglieder haben Anspruch auf die vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates beschlos-
sene Rückvergütung. 
 
§ 18 Bekanntmachungen  
Bekanntmachungen, deren Veröffentlichung vorgeschrieben ist, erfolgen unter der Firma der Genossen-
schaft unter www.genossenschaftsbekanntmachungen.de. 
 
Lage, den 23. April 2023 
 

http://www.genossenschaftsbekanntmachungen.de/

